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Dienstvereinbarung 
über die Einführung und den Einsatz von IuK-Technik 

mit Bürokommunikationssoftware 
 
 

Zwischen der Behörde für Schule, Jugend und Berufsbildung (Dienststelle) und dem Personal-
rat wird folgende Dienstvereinbarung geschlossen: 
 
Zielsetzung 
 
Die Dienststelle und der Personalrat verfolgen mit der Dienstvereinbarung nachstehende Ziele: 
 
• Verbesserung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes an Bildschirmarbeitsplätzen, 
• Berücksichtigung der Interessen und Bedürfnisse der an Bildschirmarbeitsplätzen Beschäf-

tigten, 
• Beteiligung der betroffenen Beschäftigten bei der Einführung von Bildschirmarbeitsplätzen, 
• Sicherung einer zeitgerechten Ausstattung der Büroarbeitsplätze mit IuK-Technik für eine 

effektive und effiziente Aufgabenerfüllung. 
 
1. Geltungsbereich und Gegenstand 

 
Diese Dienstvereinbarung gilt für die Ämter für Schule, Berufliche Bildung und Weiterbildung 
und Verwaltung, das Senatorenbüro und die Präsidialabteilung, die Dienststellen Institut für 
Lehrerfortbildung, Landesmedienzentrum, Lehrerprüfungsamt, Regionale Beratungs- und 
Unterstützungsstellen, Schülerhilfe, Studienseminar, die Jugendmusikschule und die Volks-
hochschule sowie für das Verwaltungs- und technische Personal der Schulen und der Schu-
lischen Erziehungshilfe. 
 
In der Dienstvereinbarung werden die Grundsätze sowie die Rechte und Pflichten bei der 
Planung, Gestaltung, Einführung und Änderung von Bildschirmarbeitsplätzen geregelt. Ände-
rungen und Erweiterungen der in der IuK-Architekturrichtlinie der FHH aufgeführten Büro-
kommunikationssoftware wird die Dienststelle dem Personalrat vorlegen und erläutern. Glei-
ches gilt für die Verlagerung bereits genehmigter Bildschirmarbeitsplätze. 
 
Daneben wird die Dienststelle den Personalrat im Rahmen vertrauensvoller Zusammenarbeit 
frühzeitig über entsprechende Planungen unterrichten. 
 
Soweit Bildschirmarbeitsplätze 
 
• den folgenden Maßstäben genügen, 
• keine beschäftigtenbezogenen Daten verarbeitet werden und 
• die Betroffenen einverstanden sind 
 
stimmt der Personalrat der Nutzung durch die Beschäftigten grundsätzlich zu.  
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2.  Anzuwendende Maßstäbe 
 
2.1  Ausstattung der Bildschirmarbeitsplätze 

 
Die Dienststelle legt bei der Neubeschaffung das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), die Bild-
schirmarbeitsverordnung (BildschirmarbV) und die aktuelle IuK-Architek-turrichtlinie der 
FHH*) nebst aktuellem PC-Rahmenvertrag und Preislisten zu Grunde. 
 
Sofern in Einzelfällen gebrauchte IuK-Ausstattung eingesetzt werden soll, muss diese den 
ergonomischen Mindestanforderungen des ArbSchG und der BildschirmarbV entsprechen. 
 
Soweit Bildschirmarbeitsplätze den genannten Maßstäben entsprechen, ist weiterhin erfor-
derlich, dass 
 
• die Handreichungen des Bundesverbandes der Unfallversicherungsträger der öffentli-

chen Hand (BAGUV), „Sicherheitsregeln für Bildschirmarbeitsplätze im Bürobereich“, 
GUV 17.8 und „Sichere und gesundheitsgerechte Gestaltung von Bildschirmarbeitsplät-
zen“, GUV 50.12 beachtet werden, 

• die Beschäftigten über die Einrichtung des Bildschirmarbeitsplatzes umfassend infor-
miert werden und  

• den Beschäftigten bei Ersteinrichtungen die Handreichung GUV 50.12 ausgehändigt 
wird. 

 
Neben den genannten Regelwerken behalten der Tarifvertrag vom 21.10.1981 über die Ar-
beitsbedingungen der an den in der Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg einge-
richteten Bildschirmarbeitsplätzen tätigen Angestellten und die entsprechende § 94 
HmbPersVG-Vereinbarung für Beamte weiterhin ihre Gültigkeit. 

 
2.1.1  Hardware 

 
Bei der Neueinrichtung von Bildschirmarbeitsplätzen wird nur IuK-Technik beschafft, die 
mindestens den Leistungsmerkmalen der Standardgeräte aus dem jeweils gültigen Rah-
menvertrag des Landesamtes für Informationstechnik (LIT) entspricht. Die Preislisten mit 
den Leistungsmerkmalen werden dem Personalrat durch das Referat EDV und Büro-
kommunikation (V 23) zur Verfügung gestellt. 
 

2.1.2  Software 
 
Bei der zum Einsatz kommenden Software ist zu unterscheiden nach 
 
• Bürokommunikationssoftware und  
• Anwendungssoftware 

 
2.1.2.1  Standardsoftware  für den Bürokommunikationsbereich 

 
Es wird die in der jeweils gültigen Fassung der IuK-Architekturrichtlinie der FHH ge-
nannte Software genutzt. Die Richtlinie kann im Referat EDV und Bürokommunikation 
(V 23) eingesehen werden. 
 

2.1.2.2  Anwendungssoftware 
 
Bei der Anwendungssoftware handelt es sich um Spezialprogramme bzw. Verfahren, 
die spezielle Aufgaben zu erfüllen haben und entweder als fertiges Produkt beschafft 

 
*) Die IuK-Architekturrichtlinie der FHH legt den technischen Mindeststandard bei der Einrichtung von Bildschirmarbeitsplätzen fest und beachtet 

neben dem nationalen Recht insbesondere Europäisches Recht. 
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oder eigens zu diesem Zweck erstellt werden. Für die Ausstattung von Arbeitsplätzen 
mit Anwendungssoftware findet diese Dienstvereinbarung keine Anwendung; hierfür ist 
entweder eine gesonderte Dienstvereinbarung abzuschließen oder ein Mitbestim-
mungsverfahren durchzuführen.  

 
2.2  Umfang der Bildschirmarbeit 

 
Die Bildschirmarbeit beschränkt sich auf Nutzungen, bei denen eine ausschließliche oder 
überwiegende Arbeit am Bildschirm nicht notwendig ist und die Beschäftigten den Nut-
zungsrhythmus selber bestimmen können. 
 

2.3  Benutzerschulung und -unterstützung 
 
Die Dienststelle stellt rechtzeitig eine umfassende Schulung und Einweisung sicher. Der 
Zeitpunkt der Anwenderschulung ist auf die Bedürfnisse der Betroffenen abzustellen. 
 
Für die Einarbeitung und Unterstützung bei Zweifelsfragen werden von der Dienstelle sach-
kundige Beschäftigte benannt. Daneben informiert die Dienststelle umfassend über den 
rechtmäßigen Umgang mit personenbezogenen Daten (Verarbeitung, Weiterleitung, Siche-
rung personenbezogener Daten, Anmeldung von Vorhaben beim Datenschutzbeauftrag-
ten). 
 

2.4  Allgemeine Schutzbestimmungen 
 
Vor der Aufnahme der Bildschirmarbeit muss die erforderliche ergonomiegerechte Arbeits-
platzausstattung erfolgt sein. 
 
So weit Beschäftigte aus gesundheitlichen Gründen keine Bildschirmarbeit verrichten kön-
nen, dürfen ihnen daraus keine Nachteile entstehen. 
 
Die Arbeit am Bildschirm hat keine negativen Auswirkungen auf die Stellenbewertung der 
betroffenen Arbeitsplätze.  
 
Anfallende Daten dürfen nicht zur individuellen Leistungskontrolle verwendet werden. 
 
Das simultane Einsehen geöffneter Anwendungen durch Systembetreuer des Referates 
EDV und Bürokommunikation darf nur aus begründetem Anlass und nach vorheriger Zu-
stimmung der Anwenderin bzw. des Anwenders erfolgen. Außerdem sind diese unverzüg-
lich zu informieren, sobald das Einsehen beendet worden ist. 
 

2.5  Gesundheitsschutz 
 
Schwangere sowie stillende Mütter werden auf Wunsch von der Bildschirmarbeit freige-
stellt. 
 
Den Beschäftigten ist vor Aufnahme der Arbeit an Bildschirmen eine Vorsorgeuntersuchung 
zur Überprüfung des Sehvermögens anzubieten. Nach Mitteilung durch V 23 nimmt die zu-
ständige Personalstelle die Anmeldung vor. Die Vorsorgeuntersuchung ist vor Ablauf von 
60 Monaten, für Personen über 40 Jahren vor Ablauf von 36 Monaten zu wiederholen. 
Wenn die Augenuntersuchung ergibt, dass normale Sehhilfen nicht geeignet sind, sondern 
spezielle Sehhilfen erforderlich und, ist die Dienststelle verpflichtet, im erforderlichen Um-
fang Sehhilfen zur Verfügung zu stellen.∗) 

 
 

∗)  Das Personalamt hat für die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Firma Fielmann AG einen Rahmenvertrag über die Bereitstellung von Bild-
schirmarbeitsbrillen zu Pauschalpreisen abgeschlossen. Nähere Auskünfte erteilt die Personalabteilung oder der Arbeitsmedizinische Dienst 



 
- 4 - 

Den Beschäftigten wird empfohlen, während der Arbeitszeit regelmäßige Bewegungsübun-
gen durchzuführen. Hefte mit Übungsbeispielen können im Referat Interne Dienste bei 
V 251–3 und im Referat Personalentwicklung für das Verwaltungspersonal (V 44) abgefor-
dert werden. 
 

2.6  Beurteilung von Gefährdungen und Belastungen an Bildschirmarbeitsplätzen 
 
Die Dienststelle ist verpflichtet, die Arbeitsbedingungen an Bildschirmarbeitsplätzen zu er-
mitteln, zu beurteilen und zu dokumentieren. Durch die Ermittlung und Beurteilung der Ar-
beitsbedingungen sollen die mit der Arbeit verbundenen Gefährdungen erkannt und die 
notwendigen Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes abgeleitet werden. 
 
Bei Bildschirmarbeitsplätzen sind daher die Sicherheits- und Gesundheitsbedingungen ins-
besondere hinsichtlich einer möglichen Gefährdung des Sehvermögens sowie körperlicher 
Probleme und psychischer Belastungen zu ermitteln und zu beurteilen. Das zu verwenden-
de Analyseinstrument soll auch die Kombination verschiedener Belastungen und ihre Fol-
gen ermitteln wie z. B. Dauer der täglichen Bildschirmarbeit, Art der Tätigkeit und psychi-
sche Belastungen. Die Vorgehensweise der Dienststelle ergibt sich aus der Broschüre des 
Bundesverbandes der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand „Beurteilung von 
Gefährdungen und Belastungen an Bildschirmarbeitsplätzen“, GUV 50.11.1. Für eine erste 
Grobanalyse kann das Arbeitsblatt „Bildschirmarbeit“ des Länderausschusses für Arbeits-
schutz und Sicherheitstechnik in der jeweils aktuellen Fassung zu verwendet werden (An-
lage). Eine inhaltliche Erweiterung und Vertiefung ist bei Bedarf anzuschließen. Der Perso-
nalrat wird über die Ergebnisse informiert. 
 

3.  Verfahren 
 
Die Dienststelle teilt dem Personalrat rechtzeitig mit, welche Arbeitsplätze ausgestattet wer-
den und informiert 
 
(a) welche Beschäftigten betroffen sind, 

(b) in welchen Räumen und wann die Bildschirmarbeitsplätze eingerichtet werden sollen, 

(c) welche Gerätekonfiguration mit welcher Software installiert wird,  

(d) welche Aufgaben mit der Bildschirmausstattung bearbeitet werden sollen,  

(e) ob die Betroffenen einverstanden sind, 

(f) wer sachkundige Ansprechpartnerin oder sachkundiger Ansprechpartner ist, 

(g) dass die Voraussetzungen der Nr. 2 erfüllt sind. 
 
Dienststelle und Personalrat entwickeln für das Verfahren ein Formblatt, das bei der Vorlage 
zu verwenden ist. 
 
Wenn der Personalrat der Auffassung ist, dass im Einzelfall die Voraussetzung dieser 
Dienstvereinbarung nicht erfüllt sind oder Informationen fehlen, kann er innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang widersprechen. Ansonsten gilt seine Zustimmung als erteilt. 

 
4.  Betrieb der Bildschirmarbeitsplätze 

 
Für den ordnungsgemäßen Betrieb der Bildschirmarbeitsplätze gemäß dieser Dienstverein-
barung sind die Vorgesetzten verantwortlich. 
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5.  Schlussbestimmungen (Inkrafttreten, Kündigungsfrist) 
 
Die Dienstvereinbarung tritt mit der Unterzeichnung in Kraft. Sie kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Schluss eines Kalendervierteljahres gekündigt werden. Die Dienstvereinba-
rungen über Bildschirmarbeit vom 28.11.1991 und vom 07.06.1993 werden hiermit ersetzt.  
 
 

Anlage: Arbeitsblatt „Bildschirmarbeit“ 
 
 
 
Hamburg, den 10.11.1999 Hamburg, den 02.11.1999 
 
Für den Personalrat Für die Dienststelle 
gez. Peter Kähler gez. Hans Altendorf 



Anlage 
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 Bildschirmarbeit (gem. Arbeitsschutzgesetz und Bildschirmarbeitsverordnung) 
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